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BUNDESGERICHTSHOF 

 
BESCHLUSS 

 
2 StR 373/23 

vom 

14. Februar 2024 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

wegen Beihilfe zum bandenmäßigen Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in 
nicht geringer Menge u.a. 
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Der 2. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesan-

walts und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 14. Februar 2024 gemäß 

§ 349 Abs. 2, § 354 Abs. 1 StPO analog beschlossen: 

 

1. Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landgerichts 

Gera vom 17. April 2023 wird als unbegründet verworfen; jedoch 

wird der Schuldspruch dahin geändert, dass der Angeklagte der 

Beihilfe zum bandenmäßigen Handeltreiben mit Betäubungsmit-

teln in nicht geringer Menge in elf Fällen, davon in einem Fall in 

Tateinheit mit bandenmäßiger Einfuhr von Betäubungsmitteln in 

nicht geringer Menge und in einem weiteren Fall in Tateinheit mit 

Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge, 

schuldig ist.  

2. Der Beschwerdeführer hat die Kosten seines Rechtsmittels zu 

tragen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten – unter Freisprechung im Übrigen – 

wegen Beihilfe zum „unerlaubten“ bandenmäßigen Handeltreiben mit Betäu-

bungsmitteln in nicht geringer Menge in elf Fällen, davon in einem Fall in Tatein-

heit mit Beihilfe zur „unerlaubten“ Einfuhr von Betäubungsmitteln in nicht geringer 

Menge und in einem weiteren Fall in Tateinheit mit „unerlaubtem“ Handeltreiben 

mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge zu einer Gesamtfreiheitsstrafe 
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von acht Jahren verurteilt. Ferner hat es eine Einziehungsentscheidung getrof-

fen. 

1. Die auf die Sachrüge gestützte Revision des Angeklagten ist unbegrün-

det im Sinne von § 349 Abs. 2 StPO. Das Rechtsmittel führt allerdings zu Lasten 

des Angeklagten zu einer Änderung des Schuldspruchs zu Fall II. 5.c) der Ur-

teilsgründe. Soweit das Landgericht den Angeklagten in diesem Fall wegen „un-

erlaubten“ bandenmäßigen Handeltreibens mit Betäubungsmitteln in nicht gerin-

ger Menge in Tateinheit mit Beihilfe zur „unerlaubten“ Einfuhr von Betäubungs-

mitteln in nicht geringer Menge verurteilt hat, ist die rechtliche Würdigung fehler-

haft, weil die rechtsfehlerfrei getroffenen Feststellungen eine (tateinheitliche) Ver-

urteilung wegen bandenmäßiger Einfuhr von Betäubungsmitteln in nicht geringer 

Menge gemäß § 30a Abs. 1 BtMG tragen (vgl. BGH, Beschluss vom 11. März 

2003 – 1 StR 50/03, juris Rn. 1; Patzak in Patzak/Vollmer/Fabricius, BtMG, 

10. Aufl., § 30a Rn. 24).  

2. Der Senat ändert den Schuldspruch daher in analoger Anwendung des 

§ 354 Abs. 1 StPO ab und lässt auch die überflüssige Bezeichnung der jeweiligen 

Tathandlungen als „unerlaubt“ entfallen (vgl. BGH, Beschluss vom 11. April 2023 

– 5 StR 71/23, juris Rn. 3 mwN). Das Verschlechterungsverbot des § 358 StPO 

hindert die Verschärfung des Schuldspruchs nicht (vgl. BGH, Beschluss vom 

14. Dezember 2022 – 1 StR 371/22, juris Rn. 5 mwN); auch § 265 StPO steht ihr  
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nicht entgegen, weil sich der Angeklagte nicht wirksamer als geschehen hätte 

verteidigen können. 

 

Menges Appl RiBGH Meyberg ist wegen 
Urlaubs gehindert zu unter-
schreiben. 

Menges 

Grube RiBGH Schmidt ist  
wegen Urlaubs gehindert  
zu unterschreiben. 

Menges 
 

Vorinstanz: 

Landgericht Gera, 17.04.2023 - 9 KLs 840 Js 21937/21 jug 

 


